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Satzung  
 

über die Erhebung von Verwaltungskosten für Amtshandlungen  
in weisungsfreien Angelegenheiten in der Stadt Grünhain-Beierfeld  

(Verwaltungskostensatzung) 
 
 
Auf der Grundlage des § 4 Abs. 1 der Gemeindeordnung für den Freistaat Sachsen (Sächs-
GemO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 18. März 2003 (SächsGVBl. S. 55, ber. S. 
159) in Verbindung mit dem § 25, Abs. 1, Satz 1 des Verwaltungskostengesetzes des Freistaa-
tes Sachsen (SächsVwKG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 17.09.2003 
(SächsGVBl. S. 698), hat der Stadtrat der Stadt Grünhain-Beierfeld in seiner Sitzung am 
10.10.2005 mit Beschluss-Nr.: 2005/197/17 folgende Satzung beschlossen: 
 
 

§ 1 
Kostenpflicht 

 
Die Stadt Grünhain-Beierfeld erhebt für Tätigkeiten in weisungsfreien Angelegenheiten, die 
sie in Ausübung hoheitlicher Gewalt vornimmt (Amtshandlungen), Kosten (Verwaltungsge-
bühren und Auslagen). 
 
 

§ 2 
Kostenschuldner 

 
(1) Zur Zahlung der Kosten ist verpflichtet, 
• wer die Amtshandlung veranlasst, im Übrigen derjenige, in dessen Interesse die Amts-

handlung vorgenommen wird, 
• wer die Kosten der Behörde schriftlich übernommen hat oder für die Kostenschuld eines 

anderen kraft Gesetzes haftet, 
• im Rechtsbehelfsverfahren und in streitentscheidenden Verwaltungsverfahren derjenige, 

dem die Kosten auferlegt werden. 
 
(2) Mehrere Kostenschuldner haften als Gesamtschuldner. 
 
(3) Auslagen im Sinne des § 6 Abs. 1 dieser Satzung, die durch unbegründete Einwen-
dungen eines Beteiligten oder durch Verschulden eines Beteiligten oder durch Verschulden 
eines Beteiligten oder eines Dritten entstanden sind, können diesem auferlegt werden. 
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§ 3 

Kostenhöhe 
 
(1) Die Höhe der Verwaltungsgebühr richtet sich, unter Berücksichtigung der an der 
Amtshandlung beteiligten Behörden und Stellen, nach der Bedeutung der Angelegenheit für 
die Beteiligten und nach deren allgemein wirtschaftlichen Verhältnissen, nach dem als Anlage 
zu dieser Satzung beigefügten Kostenverzeichnis. Für Amtshandlungen, für die im Kosten-
verzeichnis weder eine Verwaltungsgebühr bestimmt ist, noch Gebührenfreiheit entsprechend 
§§ 3 und 4 SächsVwKG besteht, wird eine Gebühr von 5,00 € bis 25.000 € erhoben. 
 
(2) Ist eine Gebühr nach dem Wert des Gegenstandes der Amtshandlung zu berechnen, so 
ist dieser zur Zeit der Beendigung der Amtshandlung maßgebend.  Für Wertgebühren, für die 
im Kostenverzeichnis keine Gebühr vorgesehen ist, beträgt diese 1 % des Gegenstandes. Der 
Kostenschuldner ist verpflichtet, die zur Feststellung der Kosten erforderlichen Angaben 
wahrheitsgemäß und vollständig zu machen sowie die notwendigen Unterlagen in Urschrift 
oder beglaubigter Abschrift beizubringen. 
 
 

§ 4 
Entstehung der Kosten 

 
Die Kosten entstehen mit der Beendigung der kostenpflichtigen Amtshandlung. In den Fällen, 
in denen mehrere Amtshandlungen innerhalb eines Verfahrens getätigt werden, mit der Been-
digung der letzten kostenpflichtigen Amtshandlung oder bei Zurücknahme oder Erledigung 
des Antrages oder Rechtsbehelfs. 
 
 

§ 5 
Zeitpunkt der Fälligkeit 

 
Kosten werden mit der Bekanntgabe der Kostenentscheidung an den Kostenschuldner fällig, 
wenn nicht die Stadt Grünhain-Beierfeld einen späteren Zeitpunkt bestimmt. 
 
 

§ 6 
Auslagen 

 
(1) An Auslagen der an der Amtshandlung beteiligten Behörden und Stellen werden erho-
ben, soweit im Kostenverzeichnis nicht Ausnahmen vorgesehen sind: 
 
• Entschädigungen, die Zeugen und Sachverständigen zustehen, 
• Fernsprechgebühren im Fernverkehr, Gebühren für Telekopien, Telegramm und Fern-

schreibgebühren, Postgebühren für Zustellungsaufträge sowie für Einschreibe- und Nach-
nahmeverfahren. Wird durch Behördenbedienstete  förmlich oder unter Einhebung von 
Geldbeträgen zugestellt, ist derjenige Betrag zu erheben, der bei der förmlichen Zustel-
lung durch die Post oder Erhebung im Nachnahmeverfahren entstanden wäre, 

• die durch Veröffentlichung von Bekanntmachungen entstehenden Aufwendungen, 
• die Reisekosten im Sinne der Reisekostenvorschriften und sonstigen Aufwendungen bei 

Ausführung von Dienstgeschäften außerhalb der Amtsstelle, 
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• die anderen Behörden oder andere Personen für ihre Tätigkeit zustehenden Beträge. 
 
(2) Auslagen im Sinne des Abs. 1 werden auch dann erhoben, wenn die kostenerhebende 
Behörde aus Gründen der Gegenseitigkeit, der Verwaltungsvereinfachung oder aus ähnlichen 
Gründen an die anderen Behörden, Einrichtungen oder Personen Zahlungen nicht zu leisten 
hat. 
 
(3) Können nach besonderen Rechtsvorschriften Auslagen erhoben werden, die nicht nä-
her bezeichnet sind, gilt Abs. 1 entsprechend. 
 
 

§ 7 
Anwendungen von Bestimmungen des Sächsischen Verwaltungskostenge-

setzes (SächsVwKG) 
 
Die in § 25 Abs. 2 SächsVwKG genannten Bestimmungen finden bei der Erhebung von Kos-
ten nach dieser Satzung entsprechend Anwendung. 
 
 

§ 8 
In-Kraft-Treten 

 
Diese Satzung tritt am Tag nach der öffentlichen Bekanntmachung in Kraft. Gleichzeitig tritt 
die Verwaltungskostensatzung der Gemeinde Beierfeld vom 23. Februar 2004 außer Kraft. 
 
 
 
Ausgefertigt: 
 
Grünhain-Beierfeld, den 12.10.2005 
 
 
 
Joachim Rudler 
Bürgermeister 
 
 
Hinweis nach § 4 Abs. 4 der Sächsischen Gemeindeordnung (SächsGemO)

 
Die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften kann gegen diese Satzung nach Ablauf 
eines Jahres seit ihrer Verkündigung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn, dass 
 
1. die Ausfertigung der Satzung nicht oder fehlerhaft erfolgt ist, 
 
2. Vorschriften über die Öffentlichkeit der Sitzungen, die Genehmigung oder die  Be-
kanntmachung der Satzung verletzt worden sind, 
 
3. der Bürgermeister dem Beschluss nach § 52 Abs. 2 SächsGemO wegen  Gesetzwid-
rigkeit widersprochen hat, 
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4. vor Ablauf der Jahresfrist 
  
 a) die Rechtsaufsichtsbehörde den Beschluss beanstandet hat oder 
 
 b) die Verletzung der Verfahrens- und Formvorschriften gegenüber der Gemeinde 
     unter Bezeichnung des Sachverhalts, der die Verletzung begründen soll, schriftlich 
     geltend gemacht worden ist. 
 
Ist eine Verletzung nach den Ziffern 3 oder 4 geltend gemacht worden, so kann auch nach 
Ablauf der Jahresfrist jedermann diese Verletzung geltend machen. 
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